EAP 004-1/33/07-2002 En;

Sitzung der Gemeindevertretung;

N I E D E R S C H R I F T

aufgenommen anlässlich der durch Einzelladungen vom 25.09.2002 einberufenen 

33. Sitzung der Gemeindevertretung am 4. Oktober 2002 um 18.00 Uhr im Sitzungssaal des Gemeindeamtes der Gemeinde Henndorf am Wallersee.

Anwesend:
Für die Österreichische Volkspartei:
Bürgermeister Rupert Eder, GR Dr. Wolfgang Leinberger, GR Johann Ebner, GR Theresia Fletschberger, GV Siegfried Düh, GV Johann Schwaiger, GV Maria Paar, GV Horst Göttlich, GV Johann Riedl;

Für die Sozialdemokratische Partei Österreichs:
Vizebgm. Walter Seidl, GR Herbert Thalhammer, GV Mag. Hildegard Eisl, GV Dorothea Aberger, GV Ing. Helmut Aschenberger, GV Franz Ortner; 

Für die Freiheitliche Partei Österreichs:
GV Ing. Bernhard Joham, Franz Brandstätter, Johann Strumegger;

Für das Liberale Bürgerliche Henndorf: 

GV Friedrich Weyrich; 
Nicht anwesend: 

GV Johann Kaindl, GV Johann Sommerer, – beide entschuldigt;
Schriftführerin: VB Monika Enhuber;

Tagesordnung:

1. Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit;

2. Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der 

Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee;

3. Angelobung der neuen Gemeindevertretungsmitglieder der FPÖ gem. § 20 GO 1994;

4. Fraktionswahl und Angelobung des 3. u. 7. Gemeinderates der FPÖ in den Gemeindevorstand gem. § 35 GO 1994;

5. Nachnominierung in den einzelnen Ausschüssen gem. § 33 GO 1994;

6. Windenergienutzung im Bereich Große Plaike – Beratung und Beschluss;

7. Zusatzvereinbarung mit Salzburg AG über Stromanlieferung Pumpwerk Hopfgarten- 

Beratung und Beschluss; 

8. Mittelfristiger Finanzplan für AOH bis 2006 – Beratung und Beschluss;

9. Abwasserbeseitigung Ufersammler Nord – Variantenuntersuchung – Beratung; 

10. Allfälliges;

zu 1.) 
Eröffnung, Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit:

Bürgermeister Eder eröffnet um 18.00 Uhr die Sitzung, begrüßt alle Anwesenden und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 

zu 2.) 
Fragestunde gem. § 32 lit. h GO 1994 und § 9 (6) der Geschäftsordnung der Gemeindevertretung Henndorf am Wallersee:

Keine vorliegenden Anträge

zu 3.)
Angelobung der neuen Gemeindevertretungsmitglieder der FPÖ gem. § 20 GO 1994:

Die Gemeinderäte Herbert Größinger und Ing. Mathias Thalhamer haben ihr Mandat zurück-gelegt.

Es wurden daher auf Grund der vorliegenden Verzichtserklärungen die Herren Franz Brandstätter und Johann Strumegger zur Sitzung eingeladen. Beide Herren geloben gemäß 

§ 20 GO 1994 nach Verlesung der Gelöbnisformel in die Hand des Bürgermeisters. 

zu 4.) 
Fraktionswahl und Angelobung des 3. und 7. Gemeinderates der FPÖ in den Gemeindevorstand gem. § 35 GO 1994:
Die Mandatare Herbert Größinger und Ing. Mathias Thalhamer waren Mitglieder der Gemeindevorstehung. Es ist daher anstatt von Herbert Größinger ein neuer 3. Gemeinderat und an Stelle von Ing. Mathias Thalhamer ein neuer 7. Gemeinderat mittels einer Fraktionswahl zu ermitteln. Dazu müssen mindestens ¾ der Fraktionsmitglieder anwesend sein.

Es wird mit geheimer Abstimmung der 3. u. 7. Gemeinderat gewählt.

3. Gemeinderat: Johann Kaindl - (3 Stimmen)

7. Gemeinderat Franz Brandstätter - (3 Stimmen)

Der 7. Gemeinderat Franz Brandstätter wird durch den Bürgermeister angelobt. 

GR Johann Kaindl ist aus gesundheitlichen Gründen nicht anwesend. Die Angelobung wird bei der nächsten Sitzung nachgeholt. 

zu 5.) 
Nachnominierung in den einzelnen Ausschüssen gem. § 33 GO 1994:

Auf Grund der Zurücklegung der oben erwähnten Mandate sind folgende Ausschuss-mitglieder von der FPÖ namhaft zu machen und von der Gemeindevertretung zu berufen:

Ausschuss für Bau-, Raumordnungsangelegenheiten und Gemeindeliegenschaften:

1 Mitglied
1 Ersatzmitglied

GR Franz Brandstätter
Johann Strumegger

Ausschuss für Schule, Kindergarten, Soziales und Kultur:

1 Mitglied
1 Ersatzmitglied

GR Franz Brandstätter
Johann Strumegger

Ausschuss für Dorfgestaltung und Verkehr:

1 Mitglied
1 Ersatzmitglied

GV Strumegger Johann
GR Franz Brandstätter

Ausschuss für Umwelt, Sport, Jugend, Freizeit und Fremdenverkehr:

1 Mitglied
1 Ersatzmitglied

GR Franz Brandstätter
 GV Johann Strumegger

Überprüfungsausschuss:

1 Mitglied
1 Ersatzmitglied

GV Strumegger Johann
GR Johann Kaindl

Fremdenverkehrsverband:

1 Mitglied

GR Franz Brandstätter

Gemeindejagdkommission:

1 Mitglied

GV Johann Strumegger

Regionalverband Salzburger Seengebiet:

1 beratendes Mitglied



1 Ersatz für beratendes Mitglied

GR Johann Kaindl

Es wird von den verschiedenen Fraktionsobmännern das Bedauern ausgedrückt, dass die beiden Herren Herbert Größinger und Ing. Matthias Thalhamer ausgeschieden sind. Sie bedanken sich für die gute Zusammenarbeit und ersuchen auch die neuen Mitglieder um die

Fortführung. 

Die beiden Herren werden bei der Gemeindeweihnachtsfeier offiziell verabschiedet. 

zu 6.) 
Windenergienutzung im Bereich Große Plaike – Beratung und Beschluss:

Bekanntlich ist auf dem Bergrücken ab der Großen Plaike bis zum Lehmberg eine Windkraftanlage mit 8 Windrädern geplant.

Die Windräder würden auf Thalgauer Gemeindegebiet errichtet. Aus diesem Grund ist das raumordnungsmäßige Verfahren von der Gemeinde Thalgau abzuwickeln. Allerdings sind die Windräder sowohl von unserem als auch vom Gemeindegebiet der Nachbargemeinde Neumarkt am stärksten einzusehen, so dass die Beeinträchtigung des Landschaftsbildes besonders in den zwei Gemeinden gravierend ist.

Des Weiteren ist eine naturschutzbehördliche Bewilligung seitens des Landes erforderlich.

In den Verfahren hat die Gemeinde Henndorf keine Parteienstellung, es ist jedoch möglich jeweils eine Stellungnahme dazu abzugeben.

Bisher gab es eine Information der Gemeindevertretung von den Betreibern. Weiter ist am 26.9.2002 eine Informationsveranstaltung für die Henndorfer Bevölkerung abgehalten worden.

In der Zwischenzeit ist auch eine Bürgerinitiative gegen die Errichtung der Windkrafträder gegründet worden.

Die Bürgerinitiative begründet ihre Ablehnung neben der gravierenden Beeinträchtigung des Landschaftsbildes unter anderem mit negativen Auswirkungen auf den Fremdenverkehr, aber auch mit einer starken Beeinträchtigung des Naherholungsgebietes (Lärm, Eiswurf, ...). 

Es wird aber auch die ökologische Sinnhaftigkeit der Errichtung riesiger Windkraftanlagen in Schwachwindgebieten stark in Zweifel gezogen.

Um eine Meinung der Gemeindevertretung zu erzielen und diese in den Verfahren und in der öffentlichen Diskussion äußern zu können, ist eine Behandlung der Thematik und eine Abstimmung darüber erforderlich.

Die Projektbeschreibung der Betreiber ist bekannt und wurde dem Amtsbericht beigelegt.

Die Presseaussendung der Windkraftgegner wurde ebenfalls dem Amtsbericht beigelegt.

Bürgermeister Eder berichtet über den Informationsabend und über die Besichtigungsfahrt, wozu alle GV-Mitglieder eingeladen waren. 

Er berichtet über die einzelnen Bewilligungsverfahren und die erforderlichen Schritte. 

Es geht nun darum, welche Stellungnahme die Gemeinde Henndorf a.W. zu diesen Verfahren abgibt. Die Gemeinde Henndorf a.W. hat wahrscheinlich keine Parteienstellung bei diesen Verfahren. 

Vizebgm. Walter Seidl gibt seine persönliche Stellungnahme dazu ab. Er sagt, dass Salzburg

seine Energie zum größten Teil (ca. 98 %) aus Wasserkraftwerken bezieht. Er sieht die Windenergie nicht als Alternative. Er ist ein Befürworter von alternativer Energiegewinnung. Ihm ist allerdings in diesem Fall die Landschaft wichtiger. Es stört ihn auch, dass man den Windpark direkt an die Gemeindegrenze Henndorfs setzt. 

Es ist zwar Gemeindegebiet Thalgau, aber die Gemeindebürger Henndorfs haben den Anblick, der nicht sonderlich schön sein wird. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger sagt dazu, dass er persönlich auch nicht gegen die alternative Energiegewinnung ist. Salzburg hat das Glück, dass der Hauptteil der Energie aus Wasserkraft bezogen werden kann. Natürlich gibt es die gesetzliche Bestimmung, dass die Windenergie genutzt werden kann. Allerdings sind auch bei der Diskussion am Informationsabend noch sehr viele unbekannte Faktoren aufgetaucht. Die Betreiber können keine direkten Zahlen angeben. Er sagt, dass es auch für ihn durch die Größe und Anzahl der geplanten Windanlagen eine drohende Landschaftsbildveränderung geben wird und kein ausreichendes Gegengewicht in ökologischer und ökonomischer Form darstellt und er daher keine positive Stellungnahme abgeben kann. 

GV Weyrich sagt dazu, dass er dies aus zweierlei Gründen befürwortet. Er glaubt, dass das Florianiprinzip etwas weggeschoben werden soll. Man muss alle Möglichkeiten ergreifen um alternative Energie zu gewinnen. 

GV Joham sagt ebenfalls, dass die alternative Energienutzung gefördert werden soll. 

Er meint, wenn bei einem Kernkraftwerk ein Unfall passiert, so nützt uns die schönste Landschaft nicht. Sicherlich ist es nicht schön, wenn die Windräder in der Landschaft stehen, aber es muss anscheinend etwas passieren um alternative Energien zu fördern. 

GV Düh sagt dazu, dass sich der Betreiber sicherlich etwas dabei gedacht um die Räder genau an dieser Stelle zu errichten. 

Bürgermeister Eder gibt noch einige detaillierte Auskünfte über die Größenordnung und dass die Betreiber bei den anderen möglichen Standorten ebenfalls nicht erwünscht waren. 

Er weist aber auch auf die bevorstehenden Errichtungsarbeiten mit Baggern, Raupen und Kränen hin.

GR Herbert Thalhammer sagt, dass diese Energiegewinnung vom Land gefördert wird.

Dies ist gut, aber man hätte schon auf Landesebene bestimmen sollen, welche Gebiete gut für alternative Energiegewinnung wären. Er spricht auch die Solarenergie, Erdwärme etc. an.

Er ist der Meinung, dass man dies viel großflächiger planen soll, dies aber für die gesamten Arten erneuerbarer Energie. Er glaubt auch, dass diese Anlage nicht die einzige bleiben wird oder vielleicht auch noch kleinere Windräder dazwischen gestellt werden. Das kann man dann sicherlich nicht mehr verhindern, daher soll schon genau überlegt werden, welche Stellungnahme hier abgegeben wird. 

GR Johann Ebner sagt, dass dort eine riesige Straße gebaut werden muss, um Kräne und Baumaschinen stationieren zu können. Das Plateau muss gerodet und geebnet werden. Er ist strikt gegen einen derartigen Einschnitt in die Landschaft. Für ihn gibt es nur ein klares nein. 

GV Ing. Aschenberger sieht sich zwischen diesen Meinungen, ein jeder ist für erneuerbare Energie und der Weg dahin ist verschieden. Er ist ein absoluter Gegner der Atomkraftwerke.

Mit der Architektur der Windräder ist er auch nicht ganz einverstanden. 

Es gibt eine Reihe von alternativen Energien die wir in unseren Lagen nutzen könnten. 

Man wird hier in eine Enge getrieben und will etwas übers Knie brechen. Er sagt dazu nein, weil ein Gesamtkonzept zu dieser Energienutzung fehlt. 

GR Brandstätter glaubt nicht, dass diese Windparkanlage ohne Förderung tragbar ist, und es ist nicht Sinn und Zweck nur auf Steuergeldern aufzubauen.

Frau GV Mag. Eisl sagt, sie ist ebenfalls im Zweifel. Sie sieht, dass es ein riesiger Einschnitt in die Landschaft ist. Es ist wahrscheinlich die Zeit noch nicht reif. Sie kann es daher nicht mit gutem Gewissen befürworten. 

Frau GV Paar schließt sich grundsätzlich diesen Meinungen an. 

Es geht klar aus der Diskussion heraus, dass das Gesamtkonzept noch nicht passt und reif ist. 

Frau GR Fletschberger sagt dazu, dass sich das Land Salzburg das Ziel gesetzt hat 4 % der Energie durch Alternativenergie zu gewinnen. Dann ist ein Betreiber aufgetaucht und so ist dieses Thema erst zum Thema geworden. Sie ist ebenfalls nicht gegen die Windenergie, allerdings gehört ein solches Projekt gut überlegt. Wir haben als Gemeinde vielleicht wenig Einfluss dies zu verhindern, allerdings sollten wir schon unsere Meinung kund tun. 

Frau GV Aberger ist für die Windkraft, aber es sind die Gegenargumente auch sehr gut. 

GR Dr. Leinberger sagt noch dazu, dass der enorme Zeitdruck für die Gemeinde nicht sehr gut ist. In dieser verbleibenden Zeit bis Ende des Jahres kann man die Skepsis, die sich durch die gesamte Bevölkerung zieht, nicht auslöschen. Diese Windkraftunternehmer haben immer auf hohe Akzeptanz der Bevölkerung gesetzt. 

GV Riedl sagt, dass er strikter Gegner ist. Wenn man hinterfragt ob diese alternative Energieform in unserem alpinen Gebiet sinnvoll ist, kommen einem sehr starke Zweifel. Es ist nicht gut Steuergelder zu investieren, wenn unter dem Strich nichts rauskommt. Man muss deshalb alles hinterfragen bevor man solche Entscheidungen trifft. 

GV Johann Schwaiger ist ebenfalls dagegen. Man könnte diese Energiegewinnung ohne derartigen Aufwand auch mit der Biomasse machen.

GV Weyrich zweifelt, ob wir fachlich so gut bewandert sind, um zu entscheiden, ob der Standort gut oder schlecht ist. 

GR Johann Ebner sagt dazu, der Windparkbetreiber hat sich dies genau überlegt wo er die Windräder hinstellt. Der Grundeigentümer hat unterschrieben und es gibt rundherum keinen Nachbarn und daher auch keinen der richtig Einspruch erheben kann.  

GV Düh sagt dazu, dass er dies unlogisch findet. Er denkt auch an den Beginn der Wasserkraftnutzung zurück. 

GV Joham merkt an, dass die Argumente der Bevölkerung schon etwas für sich haben. Er glaubt, dass man sich vielleicht etwas anderes überlegen kann. 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, unter Berücksichtigung der in der Diskussion aufgezeigten Argumente die Errichtung des Windparkes zu befürworten. 

2 Ja - GV Weyrich u. GV Düh

1 Stimmenthaltung - GV Joham

16 Nein

Der Antrag ist somit abgelehnt. 

Zu 7.) 
Zusatzvereinbarung mit der Salzburg AG über Stromanlieferung Pumpwerk Hopfgarten – Beratung und Beschluss:

Zwischen der Gemeinde und der Salzburg AG gibt es bereits seit einiger Zeit eine Vereinbarung über die Energielieferung zu den vom Gemeindeverband ausgehandelten Preisen.

Zusätzlich zu dieser Vergünstigung wäre es nun möglich für unser Pumpwerk zur Wasserver-sorgung, bei dem wir Großabnehmer sind, eine weitere Reduzierung um 9,3 % zu erzielen, wenn wir eine Bindung auf die Dauer von 2,5 Jahren eingehen.

Laut den vorgelegten Berechnungen könnte dies eine jährliche Reduzierung der Stromkosten um etwa € 1.170,-- ausmachen.

Sollte sich an den jetzt festgelegten Preisen etwas ändern, sind die Vertragspartner berechtigt, Verhandlungen über eine Neuvereinbarung der Preise aufzunehmen.

Aus Sicht des Amtes kann auf Grund der bisherigen positiven Erfahrungen mit der Salzburg AG der Abschluss empfohlen werden, zumal auch die Dauer der Vertragsbindung eine überschaubare ist.

Die Vereinbarung wurde den Fraktionsführern in Kopie beigelegt.

GV Ing. Aschenberger fragt über die große Vereinbarung über den Gemeindeverband an und möchte weiters wissen wer die Verhandlung über die Reduzierung dieses Preises geführt hat. 

Bürgermeister antwortet, dass dies durch den Amtsleiter geführt wurde. 

GV Riedl antwortet als Amtsleiter auf diese Fragen. 

GV Weyrich möchte wissen für wie lange sich der Gemeindeverband verpflichtet hat. 

GV Riedl beantwortet auch diese Anfrage. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag die vorliegende Zusatzvereinbarung mit der Salzburg AG abzuschließen. 

Der Antrag wird einstimmig angenommen. 

zu 8.)
Mittelfristiger Finanzplan – Beratung und Beschluss:
Neue Vorgaben seitens des Bundes und des Landes verlangen von den Gemeinden verpflichtend einen mittelfristigen Finanzplan zu erstellen.

Vorbereitungen seitens des Amtes, die den Zeitraum von 2003 bis 2006 abdecken, haben ergeben, dass pro Jahr zwischen € 400.000,-- und € 450.000,-- an Zuführungen vom Ordentlichen an den Außerordentlichen Haushalt möglich sind.

In der Vorstandssitzung am 5. August 2002 wurde bereits auf Grundlage der oben angeführten Zahlen über geplante und mögliche außerordentliche Vorhaben diskutiert, wobei folgende Vorhaben und Finanzierungsmöglichkeiten erörtert wurden:

	Vorhaben
	Gesamt
	Zuf. OH
	Rücklage
	GAF
	Sonst.
	Int. Beitr.
	Darl.

	
	€ in Mio.
	€ in Mio
	€ in Mio
	€ in Mio
	€ in Mio
	€ in Mio
	€ in Mio

	Straßensan.
	2,0
	0,5
	
	0,9
	
	0,1
	0,5

	Abwasser
	2,0
	
	0,2
	
	
	0,1
	1,7

	Dorfgest.
	0,5
	0,2
	0,3
	
	
	
	

	Mehrzwecks.
	3,0
	1,0
	1,0
	0,5
	0,5
	
	

	Seebad
	1,0
	
	
	0,5
	
	
	0,5

	
	
	
	
	
	
	
	

	Gesamt:
	8,5
	1,7
	1,5
	1,9
	0,5
	0,2
	2,7


Der mittelfristige Finanzplan ist keine starre Vorgabe, sondern eine Vorschau aus der heutigen Sicht und ist bei notwendigen oder sich ergebenden Veränderungen der jeweiligen Situation anzupassen. Ziel ist die mittel- bis langfristige Sicherung des Finanzspielraumes der Gemeinde.

Sollten keine wesentlichen Änderungen erforderlich sein, könnte der mittelfristige Finanzplan beraten und beschlossen werden. 

Danach erfolgt die erstmalige Vorlage beim Amt der Salzburger Landesregierung. 

Zukünftig ist der mittelfristige Finanzplan eine Beilage zum Voranschlag und ist auch gemeinsam mit diesem zu behandeln.

Die Zusammenfassung der Entwicklung der frei verfügbaren Mittel aus den Einnahmen und Ausgaben des ordentlichen Haushaltes wurde den Fraktionsführern beigelegt.

Vizebgm Walter Seidl schlägt vor auch für die Leitbildentwicklung Beträge vorzusehen. 

Bürgermeister Eder sagt auch, dass dieser Finanzplan jedes Jahr mit dem Voranschlag überarbeitet wird. 

GR Dr. Wolfgang Leinberger spricht das See-Freibad an, für das 1 Mio € vorgesehen ist. 

Eine solche Investition müsste schon mit einer gehörigen Korrekturen im Vertrag einhergehen. 

GV Ing. Aschenberger sagt, er ist ein Verfechter der Dorfgestaltung nach der Umfahrung.

Er fragt, wie verpflichtend dieser mittelfristige Finanzplan gegenüber Bund und Land ist. Des weitern fragt er, ob sich dieser bei den GAF- Mitteln auswirken könnte. 

Hier gibt Bürgermeister Eder einige Ausführungen bezüglich der GAF-Mittel. 

Aber er glaubt, dass es genug Beispiele von Gemeinden gibt, die sinnlos investiert haben. 

Daher wurde dieser mittelfristige Finanzplan gefordert.

GV Aschenberger sieht doch eine gewisse Einengungsmöglichkeit seitens des Landes, speziell bei den GAF – Mitteln.

Bgm. Eder erklärt nochmals die Auslöser dieser mittelfristigen Finanzplanung.

GV Mag. Eisl fragt konkret zum Seebad an, weil sich die Notwendigkeit der Investition schon früher ergeben wird.

Der Bürgermeister bejaht dies, man muss sich vorher die Verträge genau anschauen, ob man als Gemeinde eine bessere Verhandlungsposition erreichen kann. Als Beispiel nennt er das Büffet im Seebad.

GV Riedl legt dar, dass der Hauptgrund für den mittelfristigen Finanzplan die Absicherung und Beibehaltung finanzieller Spielräume im ordentlichen Haushalt ist. 

Bürgermeister Eder stellt den Antrag, den vorliegenden mittelfristigen Finanzplan bis zum Jahr 2006 unter der Berücksichtigung der erwähnten Änderung Seebad (-0,5 Mio. €) und Dorfgestaltung (+0,5 Mio. €) zu genehmigen. 

Einstimmige Annahme.

zu 9.)
Abwasserbeseitigung Ufersammler Nord – Variantenuntersuchung – Beratung:

Die Gemeinde hat den Reinhalteverband Wallersee Süd beauftragt, zur Abwasserentsorgung von Enzing und der Objekte im Bereich Seeufer Nord ein Projekt zu erarbeiten.

Für dieses Bauvorhaben wurde auf Grund der schwierigen Verhältnisse, aber auch auf Grund gesetzlicher Vorgaben vom Planer, DI Steinbacher, eine Variantenuntersuchung durchgeführt. Es wurden 4 Varianten geprüft, wobei für den Bereich Enzing ein Freispiegelkanal und für den Ufersammler Nord entweder eine Druckleitungsvariante (3 Möglichkeiten) oder eine Vakuumleitung in Frage kommen.

Die wesentlichen Unterlagen und Ergebnisse werden den Fraktionsführen in Kopie beigelegt. Sollten weiter Unterlagen gewünscht werden, können diese jederzeit beim Gemeindeamt eingesehen werden.

Der Bürgermeister erwähnt die reduzierte Größenordnung gegenüber früheren Projekten. Jetzt ist man bei € 1,3 Mio., früher ist man bei bis zu € 3 Mio. gelegen.

Er sagt, die Varianten mit Druckleitung sind die besseren. Welche konkrete Variante ist unter anderem mit dem Naturschutz zu ermitteln.

Eine Finanzierungsvariante für dieses Gebiet ist noch zu erarbeiten, weil wenig Anschlusspunkte zusammen kommen und ein hoher Aufwand gegeben ist. Hier soll eine gerechte Lösung angestrebt werden.

Vizebürgermeister Seidl fragt um die planliche Darstellung an.

Der Bürgermeister legt den Plan vor, er wurde nicht mitgeschickt weil er ein zu großes Ausmaß hat.

Vizebürgermeister Seidl spricht sich für das Projekt Enzing aus, ist aber gegen die Erschließung des Nordufers, weil für einige wenige Nutznießer hohe Steuermittel eingesetzt werden müssen.

Bürgermeister Eder weist auf die Forderung des Landes, LR Raus, hin, dass Henndorf das einzige Ufer hat, das noch nicht an den Kanal angeschlossen ist. Ob das auf Dauer machbar ist, ist aus ökologischer Sicht nicht wahrscheinlich.

Gedanklich ist GR Dr. Leinberger bei Vizebürgermeister Seidl, weil die Kosten sehr hoch sind. Allerdings sind dichte Senkgruben, wie dies vorgeschlagen wurde, nicht Stand der Technik und daher nicht genehmigungsfähig. Auch weist er auf das vermehrte Entstehen von Dauerwohnsitzen im Seeuferbereich hin, über das er grundsätzlich nicht glücklich ist. Dieser Umstand fordert leider auch einen volle Erschließung dieser entfernten Gebiete.

Der ökologische Standard wird die Errichtung des Kanals erzwingen, die finanzielle Seite muss man sicher genau hinterfragen, weil es sich um einen reinen Luxus handelt. Hier ist die Zumutbarkeitsgrenze der Interessenten für ihn sehr hoch anzusiedeln.

GV Strumegger fragt über die Möglichkeit der Finanzierung nach.

Der Bürgermeister sagt, die Gemeinde wird das über die geförderten Darlehen zu finanzieren haben. Die übrigen Mittel sind die Beiträge der Interessenten, die eben noch genau zu überlegen sind.

Einige Objekte werden nach Neumarkt entsorgt. Zwischen den Druckvarianten gibt es minimale Kostenunterschiede, bei der Variantenentscheidung wird der Naturschutz ein gewichtiges Wort mitzureden haben.

Vizebürgermeister Seidl überlegt, ob nicht die Leitungen im See verlegt werden könnten.

Dies wird laut Bürgermeister erheblich teurer sein und auch vom Naturschutz nicht genehmigungsfähig sein.

GV Joham fragt, wie hoch die Förderungen und die Interessentenbeiträge sind.

Laut Bürgermeister wird jetzt ein Finanzierungsmodell erarbeitet und dann ist über die Verwirklichung zu beraten und zu beschließen.

GV Düh fragt, ob es gesetzlich vorgeschriebene Mindestsätze gibt, ohne auf die Förderung verzichten zu müssen.

Dies ist lt. Bürgermeister der Fall, bisher wurde nur der erforderliche Mindestsatz eingehoben. 

GV Göttlich fragt, ob die Anschlüsse nach Neumarkt gleichzeitig gebaut werden.

Auch das ist laut Bürgermeister der Fall, gebaut wird es vom RHV-Wallersee-Süd, mit dem Reinhalteverband Wallersee-Nord wird dann eine Vereinbarung getroffen. Grundsätzlich gibt es ein Übereinkommen über das geplante Projekt.

Nach Meinung des Bürgermeisters soll auch die Variante einer Druckleitung von Enzing nochmals geprüft werden.

Die heutige Information wird von der Gemeindevertretung zur Kenntnis genommen.

zu 10.) Allfälliges:

Vizebürgermeister Seidl weist auf den zunehmend schlechter werdenden Straßenzustand bei den Gemeindestraßen hin, hier wäre ein bessere Koordination erforderlich.

Der Bürgermeister gibt ihm recht und es gibt Absichten, die zukünftige Arbeiten besser zu koordinieren.

GV Strumegger weist auf den Carl-Zuckmayerweg hin, der stark sanierungsbedürftig ist.

Laut Bürgermeister läuft hier bereits die Planung, die Verwirklichung ist für kommendes Jahr vorgesehen.

GR Dr. Leinberger weist auf einen schleppenden Abbruch des Objektes Wagner hin, das sollte verbessert werden.

Der Weg von der Kapellenstraße bis nach Fenning soll wieder besser instand gesetzt werden.

Auch diverse Bankette sind sanierungsbedürftig. Er nennt einige Beispiele dafür, diese sollten vor der Frostperiode erledigt werden.

GV Aschenberger weist auf den Leitbildgedanken hin, dieser wäre konkreter zu verfolgen.

Er fragt, wie der Stand bezüglich Veranstaltungssaal ist. 

Laut Bürgermeister läuft die Planung für den Standort Sportplatz, es gibt nach Vorlage der groben Planung eine Arbeitsausschusssitzung.

GV Aschenberger wäre für einen Versuch neben der Gemeinde, weil die Planung nichts kosten würde, wenn auch wahrscheinlich eine nicht machbare Variante heraus kommt.

GR Thalhammer fragt über die Vorgangsweise bezüglich der Einzelbewilligung von Herrn Wieder, Hankham 6, an. 

Der Bürgermeister erläutert die Vorgangsweise nach dem Raumordnungsgesetz.

Der Bürgermeister gratuliert Herrn Vizebürgermeister Seidl zu seinem 50. Geburtstag, den er morgen feiert und überreicht ein Geschenk der Gemeinde.

Vizebürgermeister Seidl bedankt sich für die Glückwünsche und das Geschenk und lädt anschließend zum Gasthof Bräu ein, an dem auch GV Paar und GV Schwaiger auf Grund ihrer 50. Geburtstage beteiligt sind.

Geschlossen: 20.00 Uhr :


gelesen, genehmigt, gefertigt:







Bürgermeister Rupert Eder







Vizebürgermeister Walter Seidl







alle anwesenden Gemeindevertretungsmitglieder

F.d.R.d.A.

